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über die 6. Sitzung der Grundordnungsversammlung -
am 22. und 23 November 1968 im Senatssaal, Huberstr. 16
Anwesend: 25 Mitglieder
Abwesend: Prof. Hiller
Sonst. Anwes.: Reg.-Dir. Kammerer (Verwaltungsdirektor)
Rektoratsaseistent Dr. Weller, Dr. Jauß
Reg.-Ass. von Loeper (als Schriftführer)
Herr Hinkel (Vorsitzender des Personalrats)






Genehmigung der Niederschriften über die Fortsetzung
der 3. Sitzung der GOV am 26./27. 9. 1968 und der
4. Sitzung der GOV am 3./h. 10. 1968
Berichte über die Arbeiten der einctesetzten Ausschüsse
3. Erörterung der Vorschläge des Novellierungsausschusses
4. 1. Lesung der Grundordnung
5. Verschiedenes
Der Vorsitzende weist einleitend darauf hin, daß die
heutige Sitzung hochschulöffentlich stattfindet ohne
Rederecht der Zuhörer. Er geht auf die Flugblätter des
SDS ein, die keine sachliche Information enthielten und
verwahrt sich dagegen, daß von dritter Seite Druck auf
die GOV ausgeübt werde und ein 'go in' mit unmittelbarer
Wahrnehmung der Interessen angedroht worden sei. Falls es
zu ernsthaften Störungen komme, müsse er von seinem Haus-






Herr Spanka beantragt, Punkt 3 der Tagesordnung vorzu-
ziehen und darüber hinaus zunächst einmal das weitere Vor-
zehen der GOV zu diskutieren. :
Herr Springer beantragt, mit der Diskussion zu beginnen:
'Wozu sind wir hier, was haben wir als Aufgabe?'
Herr Nitschke trägt vor: Das Verhalten der Studentenver-
treter habe sich in letzter Zeit so merkwürdig geändert. Er
wolle erfahren, was sie eigentlich wollten; vor jeder weite-
ren Arbeit müsse erst einmal das Vertrauen wiederhergestellt
werden.
Auf Antrag von Herrn Häcker und Herrn Nitschke wird be-
schlossen, als Tagesordnung Punkt 1 das weitere Vorgehen der
Grundordnungsversammlung zu diskutieren (dafür 16 bei 5 Gegen-
stimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Herr Addicks schlägt vor, die 1. Lesung zu verschieben und
zunächst mit einer Grundsatz-Debatte zu beginnen. Diese sei
erforderlich, um eine stärkere Verbindung zur Hochschulöffent-
lichkeit herzustellen. Novellierungsvorschläge müßten in die
Grundordnung mit eingearbeitet werden und ggf. müßte politischer
Druck ausgeübt werden. Ähnlich Herr Hofmann: Es bestehe ein
Mangel an Kontakt zwischen der GOV und der Universität. Die
GOV solle die übrige Universität auf den Stand ihrer Beratungs-
ergebnisse bringen. Die Universität solle geschlossen auftre-
ten und sich als Ganzes verstehen, weswegen zunächst noch‘
Diskussionen erforderlich seien.
Herr Pick stellt fest, er sehe seine Aufgabe darin,
an der Herstellung einer neuen Grundordnung mitzuarbeiten;
er sei nicht gewählt worden, um das Hochschulgesetz zu
novellieren; die Novellierung sei im übrigen Sachdes
Großen Senats; in einem von diesem zu bildende Kommission
könnten aber auch andere Hochschulangehörige mit herein-
kommen. Ähnlich Herr Böcker.
Herr Stute hält es nicht für sinnvoll, mit den Diskus-
sionen wieder von vorne anzufangen. Gewisse Meinungsver-
schiedenheiten ließen sich nicht überbrücken. Das Ergebnis
bleibe ein Kompromiß.
Herr Knauer setzt sich dafür ein, daß dem Kultusministe-
rium neben einer gesetzeskonformen Grundordnung jeweils




Herr Nitschke fordert die Studentenvertreter auf, sich zu
erklären, warum sie die übrigen GOV-Mitglieder nicht davon
unterrichtet hätten, daß beim letzten Hearing auch Nicht-
Stuttgarter Studenten entscheidend in die Diskussion einge-
griffen hätten.
Herr Springer meint, die Form könne nicht entscheidend sein
vielmehr sollte man sich damit auseinandersetzen, was sie ge-
sagt hätten. Ähnlich Herr Addicks mit dem Hinweis, daß nie be-
absichtigt gewesen sei, das bestehende Vertrauen zwischen den
GOV-Mitgliedern zu erschüttern.
Herr Nitschke möchte erfahren, ob die Studentenvertreter
sich auf ein bestimmtes Verhalten festgelegt hätten, etwa in
der Richtung, daß sie nur noch eine Novellierung wünschten.
Er beantragt, über die Frage abzustimmen:
‘Wer will nur eine Grundordnung auf der Basis eines
novellierten Hochschulgesetzes einreichen?‘ _
Gegen diesen Antrag wendet sich Herr Böcker: Er vergifte
das Klima; Herr Hunken: Es sei ein Schwarz-Weiß-Antrag.





kussion und weitere Entwicklung dieser Frage dürfe man
nicht verhindern, lediglich eine wilde Novellierung sei
schädlich.
Herr Nitschke formuliert schließlich seinen Antrag wie
folgt:
‘Wer ist bereit, eine Grundordnung nach dem Hochschul -
gesetz zu entwerfen, wobei gleichzeitig Novellierungen ein-
gereicht werden können?‘
Herr Böcker stellt den Gegenantrag:
Über den Antrag Nitschke wird nicht abgestimmt.
Der Antrag Böcker wird angenommen (dafür 14, dagegen 6
bei 5 Stimmenthaltungen).
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Herr Böcker beantragt, die 1. Lesung abzusetzen und die
anstehenden Fragen ohne Zeitdruck weiter auszudiskutieren.
Herr Runge setzt sich für eine konstruktive Arbeit im
Rahmen der Bestimmungen des Hochschulgesetzes ein, da diese
wichtige Fortschritte im Sinne einer Demokratisierung ent-
hielten, die man nicht auf's Spiel setzen dürfe.
Herr Springer und Herr Spanka halten es für nützlicher,
unabhängig vom Hochschulgesetz frei zu diskutieren. Auch
Herr Güth hält das Hochschulgesetz nicht für die alleinige
Basis. Die notwendigen Reformbestrebungen dürften hierin
keine Schranke finden. Weitere Diskussionen seien notwendig,
um zu klaren Zielvorstellungen zu gelangen. Um eine Diskus-
sion über Novellierungsvorschläge komme man, wie Herr Häcker
feststellt, nicht herum, da diese Frage wohl auch im Landtag
bald behandelt werde. Er habe gehört, daß einige FDP-Abge-
ordnete folgende Novellierungsvorschläge vorzulegen beabsich-
tigten: Urabstimmung über die verfaßte Grundordnung (hierbei
Drittel-Parität), Einführung der Präsidialverfassung gekop-
pelt mit globaler Zuweisung der Haushaltsmittel, Stärkung der
Assistenten, Abschaffung des Verwaltungsrats. Er meint, um
die Hochschulöffentlichkeit besser als bisher zu unterrichten,
sei es zweckmäßig, eine Zeitung der GOV herauszugeben.
Herr Volkmann setzt sich dafür ein, die Arbeit konstruktiv
fortzusetzen und gleichzeitig in sämtlichen Punkten Novellie-
rungsmöglichkeiten zu diskutieren.
Herr Hunken schlägt vor, auf der Basis des Gesetzes
nacheinander zu prüfen, ob und inwieweit
1. die gesetzlichen Möglichkeiten für uns gut seien,
2. innerhalb des Gesetzes genügend Spielraum bestehe,
3, innerhalb des Gesetzes wenigstens genügend Arbeits-
möglichkeiten für die Hochschule bestünden,





Der Vorsitzende ermahnt mehrfach Zuhörer, die sich durch
Zwischenrufe in die Diskussion einschalten wollen.
Herr Barner weist auf das Spannungsverhältnis zwischen
der GOV und der Hochschulöffentlichkeit hin. Innerhalb der
GOV habe sich zunehmend ein gegenseitiges Verstehen ange-
bahnt; wir sollten es nicht zulassen, daß dieser Annäherungs-
prozeß wieder rückgängig gemacht wird. Ähnlich wie auch Herr
Bertram meint er, es sei für die GOV zu viel verlangt, mit
der ganzen Hochschulöffentlichkeit voll in Einklang zu kom-
men und in dieser kurzen Zeit das Bewußtsein der Hochschul-
angehörigen zu verändern.
Herr Springer entgegnet, die Unruhe sei allein in der
Sache begründet; innerhalb der GOV sei sie z. B. bei der Be-
handlung der Institutsstruktur entstanden. Eine weitestgehen-
de Auseinandersetzung mit der Hochschulöffentlichkeit sei un-
erläßlich, denn die Mitglieder müßten dann später mit der
Grundordnung leben. Er wendet sich dagegen, dem Kultusministe-
rium zwei Meinungen - parallel - vorzulegen
Herr Barner stellt folgenden Antrag:
Die Debatte über Grundsatzfragen wird beendet. Es wird in
eine konkrete Erörterung der Vorschläge des Novellierungsaus-
schusses eingetreten.
Der Antrag wird abgelehnt (dafür 11 bei 14 Gegenstimmen).
Herr Güth meint, vor der Gesetzesüberprüfung müßten die
Zielvorstellungen klar herausgearbeitet werden. Weitere Dis-
kussionen und öffentliche Veranstaltungen seien anzustreben,
um der Hochschulöffentlichkeit die Notwendigkeit für Reformen
klarzumachen.
Herr Knauer wendet sich gegen die Beanstandung, es
seien bisher keine klaren Zielvorstellungen entwickelt
worden und weist u.a. auf die Erörterungen betr. die
Fachbereiche hing ähnlich Herr Volkmann, der auf die Er-
örterungen über die Aufgaben der Universität in der heu-
tigen Gesellschaft hinweist.
Herr Stute wendet sich dagegen, eine Grundordnung zu
beschließen, die im eindeutigen Widerspruch zu den gesetz-
lichen Bestimmungen stehe. Denn selbst, wenn sie das Kul-
tusministerium genehmige, könnte diese doch von jedem Ein-
zelnen angefochten werden.
Der Vorsitzende ist der Ansicht, daß die Öffentlichkeits-
arbeit bisher noch unzureichend gewesen ist. Es müßten wei-
tere hochschulöffentliche Diskussionen durchgeführt werden,
um mehr Verständnis für die Hochschulreform zu wecken. Dies
erfolge am besten in Form von Podiumsdiskussionen, an der
etwa 2-3 Vertreter jeder Gruppe innerhalb der GOV teilnehmen
sollten. Er wolle eine solche Diskussion als Rektor - und
nicht von der GOV aus - veranstalten. Akklamation der GOV-
Mitglieder.
In der Diskussion am Nachmittag wendet sich Herr Dosse
gegen eine Flucht ins Allgemeine. Die Zielvorstellungen solle
man am Exempel statuieren. Er wendet sich gegen faule Kompro-
misse, man solle eine klare Trennung zwischen den Hochschul-
angehörigen anstreben, die ihre Arbeit anhand des Hochschul-
gesetzes erfüllen wollten,und anderen, die etwas völlig Neues
aufbauen wollten. Er sei bereit, den letzteren einen entsprechen-
den Teil seines Instituts zu Experimenten bereitzustellen, wenn
seine Vorschläge realisiert werden könnten.
Herr Bertram meint, die Entwicklung müsse auf "dem Fundament
des Hochschulgesetzes aufbauen, von hisraus müßten die Reformen
schrittweise verwirklicht werden.
Ähnlich Herr Götz: Die im Hochschulgesetz verwirklichten
Reformen, insbesondere zugunsten des Akademischen Mittelbaues
dürften nicht auf's Spiel gesetzt werden bzw. müßten vor-
rangig sein vor noch weitergehenden Forderungen.
Herr Stute wendet sich gegen uferlose Diskussionen.
Herr Volkmann stellt den Antrag:
Die GOV stellt fest, daß es nach wie vor ihr Auftrag
ist, im Rahmen des Hochschulgesetzes eine Grundord-
nung zu erstellen. Zugleich beabsichtigt die GOV eine
Liste von Novellierungsvorschlägen zusammenzustellen
und, soweit sie die Zustimmung der GOV findet, über den
Senat an den Landtag weiterzuleiten.
Die GOV ist der Ansicht, daß der nachstehende Antrag
Böcker/Springer der weitergehende ist, über den zunächst ab-
gestimmt werden müsse (dafür 15 bei 7 Gegenstimmen und
2 Stimmenthaltungen).
Der Antrag Böcker/Springer lautet:
Die GOV beschließt: Neuformulierung des 4. Tagesordnungs-
punktes.
1. Lesung nach folgenden Gesichtspunkten:
a) Erneute Beratung und Beschlußfassung von
Einzelfragen anhand des GO-Entwurfs und
weiterer Unterlagen (dafür 23 bei 1 Gegen-
stimme und1Stimmenthaltung)}
im ZugedieserB ratungeh ndlungvonNov l-
lierungsvorschlägen undevtl.Abstimmungda-
rüber (dafür21beiG g nstimmenundStimm-
enthaltungen);
Beratung nichunterZ itdruck(zurDiskussion
standen 1-3Mo atÜberschreitungdesg se z-
lichen Termins).(Abgelehnt:11dafür,0G g n-
stimmen, 4Sti menthaltungen).
4) Fühlungnahme mit anderen Grundordnungsversamm-
lungen der Landesuniversitäten zur Vorbereitung
gemeinsamer Novellierungsvorschläge und zur gegen-
seitigen Information (einstimmig angenommen).
Herr Güth stellt den Zusatzantrag:
Die noch zu bildende Novellierungskommission wird
beauftragt, die Initiative bei der Fühlungnahme zu €T-
greifen (keine Abstimmung) -
Herr Knauer stellt den Antrag:
Die GOV erarbeitet bei den Beratungen des vor-
liegenden Entwurfs der Grundordnung zugleich
1. eine dem gegenwärtigen Hochschulgesetz ent-
eprechende Grundordnung, |
wünschenswerte Novellierungsvorsteilungen,
die gemeinsam mit der Grundordnung an das
Kultusministerium gegeben werden,
Auf Antrag von Herrn Springer wird über den Antrag Krnaus
nicht abgestimmt (dafür 16 bei 4 Gegenstimmen und 4 Stimm-
enthaltungen)-
Es wird über den umseitig genannten Antrag von Herrn
Volkmann diskutiert.
Herr Wagner bittet, das Wort 'nach wie vor‘ durch 'grund-
sätzlich' zu ersetzen.
Ein Antrag von Herrn Springer auf Nichtbefassung wird ab-
gelehnt, da die Abstimmung schon vorher zugelassen worden
sei.
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Der Antrag Volkmann lautet schließlich:
Die Grundordnungsversammlung stellt fest, daß es ihr
Auftrag ist, im Rahmen des Hochschulgesetzes eine Grund-
ordnung zu erstellen (abgelehnt: dafür 8 bei 3 Gegen stimmen
und 14 Stimmenthaltungen) -.
Auf Wunsch wird festgehalten: Für diesen Antrag stimmten
die Herren: Blenke, Stute, Röhnisch, Schulze, Nitschke, Dosse,
Volkmann, Runge; dagegen die Herren: Lambert, Häcker, Hunken;
der Stimme enthielten sich die Herren: Leonhardt, Spanka, Pick.
Wagner, Böcker, Barner, Bertram, Güth, Bach, Hofmann, Springer.
Addicks, Knauer, Götz.
Herr Hunken erläutert, warum er gegen diesen Antrag g6e-
stimmt habe: Er enthalte eine Interpretationsmöglichkeit, die
sicher nicht beabsichtigt sei, nämlich die, daß man evt. KO-
vellierungsvorschläge frühzeitig zum Schweigen bringen woli
Herr Lambert meint, da ohnehin feststehe, auf der Ba-
sis des Hochschulgesetzes zu arbeiten, sei dieser An-
trag unnötig gewesen, daher seine Ablehnung und nicht
Stimmenthaltung.
Punkt_1 a) der Tarerordnung: Genehmigung der Nieder-
schriften über die Fortsetzung der 3. Sitzung der GOV
am 26./27. 9. 1968 und der 4. Sitzung der GOV am
3./%. 10. 1968:
Die Niederschriften werden mit einigen Berichtigungen
(s. Anlage 1 a) genehmigt.
Herr Häcker schlägt vor, zur Information der Hochschul-
öffentlichkeit möglichst umgehend nach den jeweiligen Sit-
zungen Aufsätze einiger GOV-Mitglieder herauszugeben: Dar-
stellung über die Sitzung u.a. bei persönlicher Verantwor-
tung der Verfasser. Der Vorschlag wird von den Mitgliedern
akzeptiert.
Herr Volkmann und Herr Häcker werden gebeten, je einen
Aufsatz zu verfassen.
Punkt _2 der Tagesordnung: Berichte für die Arbeiten der
eingesetzten Ausschüsse _- ohne Sachdiskussion -
1. Herr Nitschke berichtet als Mitglied der Bibliotheks-
kommission, der auch noch Herr Güth und Herr Barner, für
letzteren zeitweise Herr Bertram angehört haben. Den GOV-
Mitgliedern werden vier Vorschläge vorgelegt (vgl. Anlage 2).
die Herr Nitschke kurz erläutert. Der 'Vorschlag Barner'
(es handelt sich um die Vorstellungen der gesamten Kommission)
enthalte Neuerungen gegen die sich Herr Prof. Koschlig ge-
wandt habe (z. B., daß seine Fachreferenten die Fachbereichs-
bibliotheken leiten sollten und eine kollegiale Leitung für die
Universitätsbibliothek vorgesehen sei).
Herr Nitschke erklärt, daß er vor allem deshalb noch einen
weiteren Vorschlag erstellt habe, da die Durchführung des zu-
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nächst vorgesehenen neuen Systems nach Auskunft von
Herrn Prof. Koschlig etwa 6 neue Stellen erfordere.
Herr Barner teilt mit, daß die vorliegende sorgfäl-
tige Konzeption (Vorschlag Barner) auch von allen wis-
senschaftlichen Mitarbeitern der Universitätsbibliothek
(mit Ausnahme‘ des Herrn Prof. Koschlig) geteilt werde.
Die GOV beschließt (durch Akklamation), für die nächste
Sitzung Herrn Prof. Dr. Koschlig und Herrn Dr. Schröder
einzuladen. |
2. Für die Kommission zur Formulierung einer Präambel
berichtet Herr Addicks. Ihr gehörten außerdem noch an die
Herren: Stute, Hunken, Barner, Häcker.
Er erläutert den Vorschlag (vgl. Anlage 3). Es sei nicht
möglich gewesen, die verschiedenartigsten Auffassungen in
dieser Vorlage mit zuberücksichtiten, daher die kurze, nicht
besonders präzise, aber auch nicht pathetische Formulierung.
Aus dem Mitgliederkreis wird vorgeschlagen statt iwissen-
schaftlicher Erkenntnis' etwa 'wissenschaftliche Methoden
und Erkenntnisse' zu schreiben oder 'kritisches Fragen und
wissenschaftliches Erkennen‘. Man ist sich einig, daß der
Vorschlag noch keinen endgültigen Charakter hat. Herr Prof
Spaemann soll um Formulierungshilfe gebeten werden (durch
Herrn Nitschke). Studentenvertreter wollen Alternativvor-
schläge vorlegen.
2. Sitzungstag
Fortsetzung der Tagesordnung Punkt 2: Berichte über_die
Arbeiten der_eingesetzten Ausschüsse
3. Herr Bach berichtet für den Ausschuß Präsidialver-
fassung- Ihm gehörten außerdem noch an die Herren: Addicks,
Bertram, Stute, Wagner, Kammerer. Das Ergebnis wird schrift.
Lich vorgelegt (vgl. Anlage 4). Die wesentlichen Mängel der




ninisterium und die verhältnismäßig schlechte Besoldung.
Der Vorschlag Ziff. 1 wird von der GOV wie folgt geän-
dert: Die Wahl erfolgt durch den Großen Senat. Gewählt
werden können auch Persönlichkeiten, die nicht Hochschul-
lehrer sind. Für das Wahlverfahren gelten die für die
Rektorwahl bestehenden Vorschriften.
Herr Volkmann hält die vorgeschlagene Einstufung in
Bes.-Gr. B 10 (Landesminister, Staatssekretär beim Bund)
für psychologisch ungeschickt und schlägt eine niedrigere
Gruppe mit entsprechender Amtszulage vor.
Ein anderer Lösungsvorschlag: die Bescldung müsse der
eines Hochschullehrers entsprechen.
Herr Böcker bezweifelt, daß die Ziele politisch erreich-
bar sind.
Herr Lambert und ähnlich Herr Addicks möchten, daß zu
diesem gesamten Fragenkreis ein Staatsrechtler gehört wird.
Herr Wagner erwähnt, daß die formulierten Vorschläge noch
nicht endgültig seien, sondern vielmehr mit anderen Universi-
täten noch abgestimmt werden müßten. Dabei kann auch die von
Herrn Lambert gestellte Frage geklärt werden.
4, Für den Novellierungsausschuß (Tagesordnungspunkt 3)
berichtet Herr Spanka. Ihm gehörten noch an die Herren:
Hofmann und Kammerer. Er sei so schwach besetzt gewesen, da
die GOV ihm an sich die verhältnismäßig leicht zu lösende
Frage der Änderung der Wahlordnung für den Großen Senat als
Hauptthema gegeben hatte. Als wesentliche Punkte dieser Vor-
schläge (vgl. Anlage 5), die, wie die anderen Berichte nicht
weiter diskutiert werden, werden vor allem genannt: das den
Universitäten von der Verfassung gewährleistete Selbstverwal-
tungsrecht verlange eine globale Zuweisung der Haushaltsmit-
tel sowie eine Beschränkung der Aufsicht des Kultusministe-
riums auf Rechtsaufsicht (Überprüfung der Gesetzmäßigkeit der
Verwaltung), Herauslösung der Angestellten und Arbeiter aus
dem Dienstverhältnis zum Land Baden-Württemberg (die Univer-
sitäten sollen künftig Tarifpartner für die Angestellten und
Arbeiter werden). Darüber hinaus wurde insbesondere noch fol-
gendes vorgeschlagen: Aufnahme eines Vertreters des Aka-
demischen Mittelbaues, der Studentenschaft und des tech-
nischen und Verwaltungspersonals in den Verwaltungsrat.
In den Großen Senat (mit der neuen Funktion eines Aufsichts-
organes) sollten alle Universitätslehrer aufgenommen werden
mit einer entsprechend größeren Repräsentation des Akade-
mischen Mittelbaues, der Studentenschaft und der noch aufzu-
nehmenden Angehörigen des technischen und Verwaltungsperso-
nals; kämen somit zZ. B. weitere 100 Universitätslehrer in
den Großen Senat, so müßten dementsprechend insgesamt 100
Vertreter aus dem Bereich des Akademischen Mittelbaues, der
Studentenschaft und des technischen und Verwaltungspersonals
ebenfalls in den Großen Senat aufgenommen werden (die Rela-
tion des $ 10 Abs. 2 HSchG soll beibehalten werden).
Es wird darüber diskutiert, ob der zu erweiternde Novel-
lierungsausschuß nur die im Plenum bereits erarbeiteten Ge-
danken aufarbeiten und sammeln solle als Vorarbeit für den
Großen Senat, wie Herr Böcker anregt.
Auf Antrag von Herrn Nitschke wird beschlossen;
Die Kommission für Novellierung wird erweitert.
Sie erhält eine neue Aufgabe. Sie soll der GOV
ihrerseits Vorschläge unterbreiten, was zu n0-
vellieren ist und mit den anderen Landesuniver-
sitäten Verbindung aufnehmen, um deren Novellie-
rungsvorstellungen der GOV vortragen zu können
(angenommen bei 2 Stimmenthaltungen)-.
Dem Ausschuß gehören an die Herren: Springer (federführend).
Hunken, Bertram, Götz, Wagner, Hinkel, Hofmann, Addicks, Kamme-
rer.
5. Herr Götz berichtet für den Ausschuß Akademische Rechte
und Pflichten. Ihm gehörten noch an die Herren: Stute, Voelk-
mann, Bertram, Spanka, Kammerer. Die Vorlage (vgl. Anlage 6)
könne man nur als Zwischenbericht auffassen. Mansei sich zum
Teil micht einig geworden. Seiner Ansicht nach sei es gut, in
der Grundordnung: einmal festzuhalten, daß der Hochschullehrer
verpflichtet sei, im Rahmen des Studienplans tätig zu werden
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und das Recht habe, auch Lehrveranstaltungen anzubieten,
die außerhalb des Studienplans oder des Fachbereichs lägen.
Darüber hinaus sollte eine Verpflichtung zur Forschung
normiert werden.
Herr Stute: ergänzt, daß die Verpflichtung nur im Rahmen
der Mindestlehrverpflichtung gelten könne, und daß der
Verpflichtung zur Forschung auch eine Möglichkeit und ein
Recht zur Forschung gegenüber stehen müßten. Im übrigen
bestünden von der Sache her ja keine Befürchtungen, daß die
Universitätslehrer ihren Verpflichtungen nicht nachkommen
würden; er halte eine Normierung dieser Punkte für fragwür-
dig-
Auf Antrag von Herrn Barner wird beschlossen:
In die Regelung sind auch die Akademischen Rechte und
Pflichten des weiteren Lehrkörpers mit aufzunehmen (durch
Akklamation).
Es wird noch die Frage aufgeworfen, ob z.B, Mitglieder
des Lehrkörpers durch fremde Fachbereiche verpflichtet werden
können (z.B. Mathematik).
6. Für den Ausschuß Rechtsform des _Studentenwerks berich-
tet Herr Böcker. Ihm gehörten noch an die Herren: Knauer,
Wagner, Addicks. Auf seine Anfrage hin hätte das Studenten-
parlament zunächst eine Empfehlung auf Beibehaltung der Rechts-
form des eingetragenen Vereins ausgesprochen und zum Ausdruck
gebracht, es sei vor allem sicherzustellen, daß der Einfluß
der Studentenvertreter insbesondere im sozial-politischen Be-
reich nicht geschmälert werde.
Herr Böcker begrüßt, daß das Studentenparlament noch kei-
nen Beschluß gefaßt habe, da andernfalls die Studentenvertre-
ter wohl zu stark gebunden wären. Der Vorstand des Studenten-
werks habe auf seine Anfrage mitgeteilt, daß bisher noch kei-
ne einheitliche Meinung im Vorstand bestehe, und.daß man sich
mit dieser Frage am 28. 11. 1968 befassen wolle. Herr Böcker
warnt vor der Gefahr, daß sich die Professoren mehr und mehr
zurückziehen könnten und die Verantwortung überwiegend auf
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die Studenten übergehen könnte, was nach einer Satzungs-
änderung bei Beibehaltung der Rechtsform des eingetragenen
Vereins möglich wäre.
Herr Springer vertritt die Meinung, daß das Studenten-
werk sich nicht nach den Beschlüssen der GOV richten müsse,
Herr Kammerer bestätigt, daß für die Änderung der Rechts-
Form des Studentenwerks eine Mitwirkung der Mitgliederver-
sammlung des Studentenwerks erforderlich sei.
Tagesordnung Punkt 4: Beginnend mit:
Erneute Beratung und Beschlußfassung von Einzelfragen an-
hand des GOV-Entwurfs und weiterer Unterlagen.
Es werden die $S_50_ff_des GO-Entwurfs_ von Herrn Kammerer
vorgetragen und vor allem dabei auftretende Fragen geklärt.
Die eigentliche _Sachdiskussion soll erst_später stattfin-
den.
Zu $ 50:
Anders als im Hochschulgesetz sollen die Honorarprofessoren
schon hier von der Gruppe der Dozenten getrennt werden.
ES
Auf Vorschlag aus der GOV soll Abs. 1 Ziff. 3 wie folgt
Lauten: 'Die Honorarprofessoren. Soweit sie wichtige ...',
statt '"Rechtsstellung': 'Rechte'.
Herr Springer möchte, daß die entpflichteten Hochschul-
Lehrer nicht Mitglieder des Lehrkörpers sind.
Der Vorsitzende erklärt, daß man auf die Mitwirkung der
Entpflichteten zum Teil großen Wert lege, und daß diese Auf-
nahme hier nichts mit der Besetzung des Lehrstuhls zu tun
habe.
Zu Abs. 1 Ziff. 2 d '‘tätig' erklärt Herr Kammerer, daß
ein '"hauptamtlich tätig sein' nicht verlangt werden könne.
Dieser Fall trete nur sehr selten auf.
Auf Antrag von Herrn Nitschke wird beschlossen,
die Frage der Habilitation nicht an dieser Stelle zu er-
örtern (dafür 16 bei 3 Gegenstimmen und 4 Stimmenthaltungen).
Bu
En
Herr Böcker stellt den Antrag, in einer Gliederung
die hauptamtlichen von den übrigen Dozenten zu trennen:
Abs. 1 Ziff. 1 solle mit der Überschrift 'Ordinarien'
aufgegliedert werden in '‘Lehrstuhlinhaber und entpflich-
tete Professoren',in Ziff. 2 sollten die '*hauptamtlichen
Dozenten', in Ziff. 3 die übrigen Dozenten; Ziff. 4 Hono-
rarprofessoren soll beibehalten werden.
Herr Nitschke spricht sich gegen eine Aufgliederung
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen aus.
Der Antrag Böcker wird abgelehnt (dafür 1 bei 21 Gegen-
stimmen und 2 Stimmenthaltungen).
Ein zweiter Antrag von Herrn Böcker, die bestehende For-
mulierung des Hochschulgesetzes zu übernehmen, wird eben-
falls abgelehnt (dafür 3 bei 15 Gegenstimmen und 7 Stimm-
enthaltungen).
Es wird darüber diskutiert, ob abgelehnte Anträge in
den Entwurf der Grundordnung als Alternative mit aufgeführt
werden sollten:
Herr Böcker beantragt dies für seine Anträge nicht, bittet
aber, im Protokoll zu vermerken, daß diese Punkte sachlich
nicht ausdiskutiert worden seien; man habe sofortige Ab-
stimmung verlangt, so daß er sich vorbehalte, diese Anträge
später erneut zu stellen.
Herr Dosse setzt sich dafür ein, die Minderheitsvoten
auf Wunsch des Antragstellers mit in den Entwurf (als Alter-
native) einzuarbeiten.
Herr Barner schlägt vor, alle abgelehnten Anträge in ähn-
licher Form zusammenzustellen wie die Zusammenfassung der
Sachbeschlüsse.
Herr Kammerer weist auf die Schwierigkeiten der Durchfüh-
rung hin (zeitlich, fehlendes Personal usw.)-.
Es wird darüber diskutiert, ob die aus Mitteln Dritter
Bezahlten unter Abs. 2 Ziff. h4 fallen, was zu bejahen ist.
Herr Kammerer weist auf die rechtlichen Schwierigkeiten
einer ausdrücklichen Hereinnahme hin.
Herr Pick stellt die Frage, ob. es richtig sei, alle Privat-
angestellten mit in den Lehrkörper aufzunehmen. '
Herr Barner die Frage, ob es für eine Hochschule zu-
lässig ist, Angestellte zu haben, die nicht hierunter
Fallen könnten.
Auf Wunsch von Herrn Güth wird Abs. 3 des $ 50 ge-
strichen (beschlossen durch Akklamation). Man wolle nicht
den Begriff ‘akademische Mitarbeiter', denn akademisch
könne als nicht wissenschaftlich aufgefaßt werden und der
Begriff Mitarbeiter eine zu geringe Selbständigkeit impli-
zieren.
Zu S$ 51, 8332
Auf Befragung erklärt Herr Kammerer, daß bei S 51 Abs. 4
unter Prüfungen die Diplomprüfung (Vorprüfung und Haupt-
prüfung) zu verstehen sei; in $ 52 Abs. 2 Satz 2 eine
Stellenausschreibung nicht erfolgen müsse, wohl aber
könne.
Zu $_ 53
Der Vorschlag ist nicht dem Hochschulgesetz entnommen.
Herr Kammerer erklärt auf Befragen, daß Universitätslehrer
nur als solche keiner besonderen Beurlaubung bedürften,
anders natürlich, wenn sie zugleich eine andere Funktion
ausübten (z.B. Akademischer Rat, Abteilungsleiter). Zum
Teil gehörten diese Fragen auch in eine Institutsordnung.
In Abs. 2 sind 3 zusammenhängende Tage gemeint.
Zu $ 54
Die Frage einer Vergütung der Vertretung (gesetzlich z.Zt.
nicht möglich) kann nicht in der GO geregelt werden.
Zu $ 55
Herr Bertram möchte, daß die Regelung des S$ 58 Ziff.‘ 3
Satz 3 hier mit aufgenommen wird; Herr Güth, daß die
Fassung 'in der Regel' konkretisiert und verschärft wird;
Herr Böcker, daß die Regelung gestrichen wird, da sie
für Universitätslehrer diskriminierend sei.
Die Mindeststundenzahl, so erklärt Herr Kammerer, betrage
heute - vom Kultusministerium festgelegt - in der Regel
6 Wochenstunden je Semester. Dies sei Bedingung für die
Gewährung der Unterrichtsgeldpauschale., Weitere Konsequen-
zen bestünden bei Nichteinhaltung Zur Zeit nicht.
Zu S 56
Die Regelung ist nicht dem Hochschulgesetz entnommen. Die
Regelung wird dem Ausschuß für Akademische Rechte und
Pflichten zur Bearbeitung zugewiesen.
Zu S 57
Die Regelung entspricht unserer jetzigen Verfassung.
Zu S$ 58
Eine Verpflichtung gemäß Abs. 1 besteht z.B. für Gutachten,
die vom Kultusministerium oder Organen der Universität an-
gefordert werden.
In Abs. 3 sollte nicht jedes Mitglied des Fachbereichs, son-
dern nur des Gremiums eine Entscheidung der Fakultät herbei-
führen können.
Herr Springer möchte, daß nicht der Dekan, sondern die Fakul-
tät die Kontrolle gemäß S 58 Abs. 3 Satz? ausübt.
Auch die übrigen Mitarbeiter sollten nach Ansicht von
Herrn Bach und Herrn Addicks bei den Einkünften ange-
messen beteiligt werden (Abs. 4); Herr Kammerer hält
eine besondere Regelung insoweit nicht für erforder-
Lich.
Herr Götz regt an, die Personenkreise begrifflich kla-
rer zu unterscheiden (Personen, die allgemein zur Fakul-





Zu Abs. 1 fragt Herr Güth: Wer stellt die Voraussetzungen
fest, wer bringt das Verfahren in Gang (ohne befürchten
zu müssen, als Denunziant dazustehen).
Herr Wagner hierzu: soweit die Lehre beeinträchtigt ist:
die Studienkommission.
Zu Abs. 2: statt Verwaltungsrat: Fachbereich? (so Herr
Häcker) oder Verwaltungsrat und Senat? (so Herr Volkmann)




In Abs. 1 muß es $ 50 Abs. 2 Ziff. 2-h heißen.
Je eine Vereinigung bedeutet: maximal 5.
Das Rektoramt kann feststellen, wer dienstält -ster Vertre-
ter ist.
Die Genehmigung nach Abs. 3 sollte sich lediglich auf Rechts-
aufsicht erstrecken (keine inhaltlich - fachliche Kontrolle).
Statt Vereinigung sollte es besser Versammlungen heißen.
Zu S 61
Diese Regelung sollte besser an eine andere Stelle der ‘





Es ist noch zu klären, ob auch eine Zugehörigkeit der
Universitätseinrichtung zu mehreren Fachbereichen mög-
lich ist (also nicht nur Doppelmitgliedschaft von Per-
sonen). .
Herr Kammerer erklärt auf Befragen: unter Lehrstuhl kön-
nen Haushaltsstelle und Organisationseinheiten (Institut)
zu verstehen sein. Hier in $ 62 Abs. 1 sei die Haushalts-
stelle (Personalstelle) gemeint.
Bis zu einer Globalzuweisung des Haushalts sei auch die
Zustimmung des Kultusministeriums erforderlich.
Zu S 63
Satz 2 und 3 werden als überflüssig gestrichen.
Zu S 64
Die Regelung wurde in der GOV schon beraten und beschlos-
sen. In Abs. 3 muß es statt 'soll' ‘müssen' heißen.
Zu S_65
In Abs. 1 muß es statt 'Fakultät'‘ die 'beteiligten Fakul-
täten‘ heißen.
Zu S_ 66





statt ‘Fakultät! muß es 'zuständigen Fakultät!
Zu S 68
Es wird die Frage aufgeworfen, ob die Regelung Emeritierung
erst ab dem 68. Lebensjahr nicht novellierungsbedürftig ist
('Stillegungsprämien‘').
Antragsgemäße Entpflichtung schon zum Ende des 65. Lebens-
jahres bedeutet: ab 65. Lebensjahr jederzeit.
Zu S 69
In der Überschrift muß es tErteilung'‘ (evtl. auch ‘Verleihung')
heißen.
Zuständig ist (von der Mitwirkung der Universität abgesehen)
das nach dem Ernennungsgesetz zuständige Organ des Landes.
Da ein außerordentlicher Lehrstuhl (jetziger Art) zukünftig
wohl nicht mehr bestehen wird, ist zu überlegen, ob die Rege-
lung des $S 69 nicht weggelassen werden sollte.
Zu S 70
Abs. 3 bedeutet, in den übrigen Fällen: ohne Stimmrecht.
Die Ansprüche in Abs. 2 (Ausmaß?) sollten über die Berufungs-
kommission auch dem Neuzuberufenden rechtzeitig zur Kenntnis
gebracht werden.





Der Vorsitzende erwähnt den Entwurf für eine neue Habi-
litationsordnung der WRK, den er den Mitgliedern zur
Kenntnis geben wolle. Dieser Entwurf sollte später bei
der Sachdiskussion mit berücksichti £t werden.
Zu Abs. 2: die genaue Festlegung der Voraussetzungen




Wann liegt eine erhebliche Beeinträchtigung im Sinne des
Abs. 1 vor?
Herr Lambert: z.B., wenn ein Privatdozent auf einem Gebiet
lehren und forschen will, das niemand interessiert und dabei
in erheblichem Umfang die Mittel des Instituts in Anspruch
zu nehmen gedenkt (die Erfüllung sinnvollerer Aufgaben da-
durch verhindert würde).
Eine Umhabilitierung erfolgt. durch dieselbe Stelle, die die
Habilitation vornimmt mit abgekürztem Verfahren.
Satz 2 des Abs. 1 sollte gestrichen werden, um die gesetz-
liche Regelung nicht noch zu unterstreichen.
Zu Abs. 2 gehört auch die Prüfung, soweit sie in dem jeweili-
gen Fachgebiet vorgesehen ist.
Die Regelung des Abs. 3 wurde für andere Hochschullehrer nicht
aufgenommen, weil für diese entsprechende Vorschriften im
Beamtengesetz enthalten sind.
Die Voraussetzungen des Abs. 3 Ziff. c sind erfüllt; ab Rechts-
kraft eines Strafurteils, das zu Zuchthaus oder wegen vorsätz-
lich begangener Tat zu Gefängnis von einem Jahr oder mehr ver-
urteilt.
Zum Teil wird gewünscht, die Regelung des Abs. 3 und 4 in einer
Habilitationsordnung aufzunehmen.
Antragsteller in Abs. 5 Satz 2 ist der Privatdozent.
az A
Zu 8 73
Herr Böcker schlägt vor, $ 74 mit S 73 zu vertauschen,
damit die Universitäts-apl.-Professoren mit in die Rege-
lung einbezogen werden könnten.
Es kommt aber auch eine Zusammenfassung der $$ 72, 73 in
Betracht.
Der Begriff 'Würde' (Abs. 2) konnte aus dem Stegreif nicht
definiert werden. Die GOV beauftragte die fragenden Studen-
ten, Ersatzvorschläge auszuarbeiten.
Zu S 74
Die Universitätsdozenten haben eine Doppelstellung: korpora-
tionsrechtlich (zur Hochschule); beamtenrechtlich (zum Land
Baden-Württemberg).
Diese apl. Professoren ($ 74 Abs. 2 Satz 2) werden gegenüber
den anderen apl. Professoren besser gestellt; bei Abs. 2
Ziff. 4 ist S 72 mitzulesen.
Zu S 75
Auf Befragen erläutert Herr Kammerer: der Abteilungsvorsteher
und der Wissenschaftliche Rat haben die gleiche beamtenrecht-
liche Stellung, d. h. die Voraussetzung für ihre Ernennung ist
gleich (allerdings kann der Abteilungsvorsteher nach AH 2 oder
AH 3 besoldet werden, der Wissenschaftliche Rat nur nach AH 2),
lediglich die Funktionen sind unterschiedlich: der Wissenschaft-
Liche Rat ist freier in seinem Bereich, der Abtei Llungsvorsteher
ist einer Universitätseinrichtung eingebaut; unter dem Abtei-
lungsleiter ist nur eine Funktionsbezeichnung und keine Amtsbe-
zeichnung zu verstehen, die im übrigen auch in der zu erlassen-
den Institutsordnung näher geregelt werden kann-
Zu 8 76
N
In Abs. 1 muß es 'zuständigen Fakultät‘ heißen.
Herr Götz spricht sich gegen eine Identifizierung mit
dem Hochschulgesetz aus (man brauche nicht Student zu
sein, um hior ein gesteigertes Unwohlsein zu bekommen).
Regelungsbedürftig bleibt aber, wer innerhalb der Uni-
versität zuständig ist.
Herr Böcker schlägt vor, die Regelung des $S$ 50 Abs. 1
Ziff. 3 nach S 76 zu versetzen.
Die Frage des Erlöschens eines Honorarprofessor-Titels
wird angeschnitten.
Zu S 77
Auf 1 Semester: damit man sich trennen kann ohne zu dis-
kriminieren.
zu S 78
Es sollten erfaßt werden nicht nur Universitätslehrer an-
derer Hochschulen, sondern auch anderer akademischer Ein-
richtungen.
Es wird beschlossen:
In der nächsten Sitzung bei S 79 weiterzumachen
(ohne eigentliche Sachdiskussion) und dann mit der
i. Lesung zu beginnen.
Die nächsten Sitzungen (einschließlich Reservetermin)
sollen stattfinden:
am 6./7. Dezember 1968,
am 19./20. Dezember 1968,
am 17./18. Januar 1969,
am 31. Januar und 1. Februar 1969,
am 14./15. Februar 1969.
Darüber hinaus wurden die Termine für die öffentliche
Diskussionen festgesetzt auf:
5, und 13. Dezember 1968,
jeweils 18'00 Uhr, Tiefhörsaal_ 1.
Es wird eine Kommission gebildet zur Vorbereitung dieser
öffentlichen Diskussion, der angehören die Herren: Güth, Ber-
tram, Spanka, Häcker (oder Hofmann), Wagner, Stute.
(Für 13.12.1968 - Dosse)
Die Beschlüsse sollten der Hochschulöffentlichkeit recht-
zeitig bekanntgegeben werden. Als weitere Information sollen
die obenerwähnten Aufsätze von Herrn Häcker und Herrn Volkmann
dienen.
Die GOV-Mitglieder werden gebeten, Novellierungs- und andere
-vorschläge den anderen Mitgliedern und dem Rektoramt möglichst
vor den jeweiligen Sitzungen schriftlich mitzuteilen.
Punkt _5 der Tagesordnung: Verschiedenes
Herr Böcker regt an, für alle GOV-Fragen ein Sekretariat
einzurichten (Herr Kammerer: Mittel nicht vorhanden).
Es folgt eine Diskussion, ob statt der Hochschulöffent-
lichkeit nicht die Öffentlichkeit zugelassen werden sollte.
Es wird der Wunsch ausgesprochen, jeweils die Presse zuzu-
lassen.
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Auf Antrag: von Herrn Hofmann wird beschlossen:
Die Presse wird grundsätzlich zu den Sitzungen der
GOV als Gast eingeladen (dafür 17 bei 1 Gegenstimme und
1 Stimmenthaltung).
Herr Weller verliest ein Pressekommunique, das nach









Berichtigung der 4. Niederschrift (vgl. _S- 8 und 9)
In der 4. Niederschrift befinden sich folgende
Schreibfehler:
Auf S. 4 letzte Zeile muß es statt 'S 16 Abs. 2'
'8 16 Abs. 1' heißen, ebenso S. 21 Mitte statt 'S 16
Abs. 1 Ziff. 2': 'S 16 Abs: 1 Ziff. 1'.
‘Der Antrag Barner - ein Absatz weiter oben - wurde
mit 17 Stimmen bei 2 Nein-Stimmen und 1 Stimmenthaltung
angenommen. '
Auf S. 23 Mitte muß es heißen: statt '8 16 Abs. 1
Ziffer 1 und 2':'8 16 Abs. 1 Ziff. 1, 2 und 4.1
Von der 13. Zeile, S. 21 muß es richtiger formuliert
heißen: 'Anschließend wird klargestellt, daß die vorstehen-
de Regelung sich nicht auf zentrale Einrichtungen (wie z.B.
möglicherweise Hochschulbibliothek, Rechenzentrum und In-
stitut für Leibesübungen) bezieht.'
Auf S. 6 drittletzter Abs. sollte es besser heißen:
'Herr Wagner und alle anwesenden Vertreter.'
Im vorletzten Abs. auf der gleichen Seite wird das Wort
'erfolgreich' ersatzlos gestrichen, das Wort 'Handlungs-
weise' durch 'Motiwation' ersetzt.
Der zweite Abs. auf S. 7 soll besser lauten: 'Herr Barner
trägt vor, für ihn sei die Frage der Struktur der Universi-
tätseinrichtungen ein entscheidender Punkt. Er habe vor der
Wahl das Versprechen abgegeben, auf eine Reform der Uni-
versitätseinrichtungen hinzuwirken.
Die Herren Bach, Bertram und Güth geben ähnliche Erklä-
rungen ab.'!
Im vorletzten Abs. auf S- 15 muß es heißen: 'Herr Bach
stellt fFest.....
Anlage _1_b)
Dr. Ing. Heinz Bach Stuttgart, den 21. Okt. 1968
Abänderungsvorschlag für den Text des Protokolls
der 3. GOV-Sitzung Seite 19




Vorab gibt Herr Bach einen Bericht über die Lehrkörper-
struktur ( s. Anhang 2).
Eine Neuordnung der akademischen Mitarbeiter ist nur im
Rahmen einer neuen Personalstruktur des gesamten Lehr-
körvers zu erreichen. Der Lehrkörper gliedert sich in die
Gruppe der auf Zeit und der auf Dauer Eingestellten.
Zur Gruppe der auf Zeit Eingestellten, gehören die wissen-
schaftlichen Assistenten. Für sie wird der Angestellten-
status angestrebt. Die Einstellung auf Zeit setzt die Mög-
lichkeit der Ausbildung und des sich Ausweisens in For-
schung und Lehre voraus. Die Ausbildungszeit ist gegliedert.
Zum sich Ausweisen ist eine selbstständige Tätigkeit in
Forschung und Lehre an von der Ständigen Einheit 4, Yuaz An
gestellten Aufgaben erforderlich. Für seine Forschung
und eigene Fortbildung sollen dem Assistenten die Hälfte
seiner Dienstzeit zur Verfügung stehen. Es bestehen unter-
schiedliche Auffassungen darüber, ob von Anfang an 0dur
erst nach einer gewissen Zeit eine Freistellung zur selbst-
ständigen wissenschaftlichen Arbeit erfolgen solle. Für
letzteres spricht sich insbesondere Herr Blenke aus.
Herr Bach erwähnt, daß sich die Regelung der Freistellung
zu 50 % nicht gegen die Ordinarien richte. Im übrigen gäbe
es nur eine Freistellung zur selbständigen wissenschaftlichen
Arbeit in Forschung und Lehre an "gestellten" Aufgaben, d. h.
von der Universitätseinrichtung, dem Fachbereich oder wenn
beides nicht vorliege, von ihm selbst gestellten Aufgabe.
Die auf Dauer Eingestellten gliedern sich in zwei Gruppen:
Die Angestellten und Beamten für den Universitätsbetrieb
nach Bedarf für bestimmte Aufgaben eingestellt, für sie
wird eine Laufbahn vorgeschlagen. Zu dieser Gruppe gehören




Die Universitätslehrer; Voraussetzung für ihre Einstellung
ist das Vorhandensein freier Stellen und der Nachweis einer
besonderen Qualifikation ( Ausweisung zZ. B. Habilitation):
Gliederung nach Gehaltsgruppen, kein automatisches Aufrücken,





Das Bibliothekssystem der Universität.
1. Die Universitätsbibliothek und die Fachbereichsbibliothe-
ken bilden ein einheitliches System mit dem Ziel einer zweck-
mäßigen Literaturversorgung der Universität. N
Die Universitätseinrichtungen errichten, wenn sie selber
as als sinnvoll erachten, durch Zusammenlegung ihrer Buch-
bestände gemeinsame Fachbereichsbibliotheken. Die Zusam-
menlegung und gemeinsame Verwaltung mehrerer Fachbereichs-
bibliotheken ist ebenfalls möglich. In Ausnahmefällen kön-
nen auch Bibliotheken von Universitätseinrich tungen auf
deren Wunsch in das einheitliche Bibliothekssystem einbe-
zogen werden.
I
Die Fachbereichsbibliotheken werden von einem wissenschaft-
lichen Mitarbeiter der Universitätsbibliothek geleitet,
Über die Verwendung des Etats der Fachbereichsbibliothek
entscheidet der Fachbereich, Wichtige, den Standort der
Bücher sowie die Benutzung der Fachbereichsbibliotheken
betreffende Entscheidungen können nur mit Zustimmung des
Fachbereichs geregelt werden.
Der Leiter der Fachbereichsbibliothek ist berechtigt, an
den Fakultätssitzungen mit beratender, in Bibliotheks-
angelemgenheiten mit beschließender Stimme teilzunehmen.
hr Aa
Die Universitätsbibliothek muß innerhalb von 6 Monaten nach
Inkrafttreten der Grundorädnung dem Verwaltungsrat einen Vor-
schlag für eine Ordnung, in der die Verwaltung des Biblio-
thekssystems und die Benutzung der Universitätsbibliothek
geregelt sind, vorlegen. Der Verwaltungsrat muß die Ordnung
spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten der Grundorädnung
beschließen und dem Kultusministerium zur Zustimmung vor-
Legen. Die Benutzungsoränungen der Fachbereichsbibliotheken
müssen innerhalb 6 Monaten nach deren Errichtung nach Zu-
stimmung des Fachbereichs vorgelegt und von diesem inner-
halb eines Jahres erlassen werden.
Die Vorlage der Verwaltungs- und Benutzunzsoränung an den
Verwaltungsrat wird von der Bibliotheksversammlung be-
schlossen. Sie muß vom Bibliotheksdirektor einberufen wer-
den. Zu dieser Versammlung gehören alle Angehörigen des
wissenschaftlichen Dienstes und zwei gewählte Vertreter der
an der Universitätsbibliothek tätigen Bediensteten des ge-
hobenen Dienstes.
Die Ordnung muß neben dem leitenden Bibliotheksdirektor ein
kollegiales Leitungsorgan vorsehen, welchem die Biblig-
theksräte und Oberbibliotheksräte sowie die Leiter der Fach-
bereichsbibliotheken angehören.
Der Bibliotheksdirektor der Universitätsbibliothek vertritt
das einheitliche Bibliothekssystem nach außen. Er ist von
allen Organen und Ausschüssen der Universität in Angelegen-
heiten, die das Bibliothekswesen betreffen —- im Großen Se-
nat und im Senat mit Stimmrecht - zuzuziehen. Ihm ist fer-
ner auf seinen Antrag Gelegenheit zum Vortrag zu geben. Der
Bibliotheksdirektor kann von seinem ständigen Stellvertre-
ter oder in begründeten Ausnahmefällen von einem Abteilungs-
leiter der Universitätsbibliothek vertreten werden. In einem
Bibliotheksausschuß des Senats ist neben dem Bibliotheks-
3airektor auch sein ständiger Stellvertreter‘ zuzuziehen.
Anlage 2
Vorschlag Nitschke
Die Universitätsbibliothek ist die zentrale Bibliothek
der Universität,
Die Universitätsbibliothek muß innerhalb von sechs Mens.
ten nach Inkrafttreten der Grundorönung dem Verwal tungS--
rat einen Vorschlag für eine Ordnung ausarbeiten, in der
die Verwaltung und Benutzung der Universitätsbibliothek
geregelt ist. Der Verwaltungsrat muß die Ordnung späte-
stens ein Jahr nach Inkrafttreten der Grundordnung be-
schließen und dem Kultusministerium zur Bestätigung vor-
legen. Sollte die Universitätsbibliothekkeinen Vorschlag
einreichen, erläßt der Verwaltungsrat innerhalb eines
Jahres nach Inkrafttreten der Grundoränung, nach Anhörung
des Bibliotheksdirektors, der ständigen wissenschaftlichen
Mitarbeiter und der an der Universitätsbibliothek tätigen
Bediensteten eine Ordnung.
Die Vorlage der Verwaltungs- und Benutzungsorädnung an
den Verwaltungsrat wird von der Bibliotheksversammlung
beschlossen. Zu dieser Versammlung gehören alle Angehö-
rigen des wissenschaftlichen Dienstes und drei Vertreter




In der Ordnung kann geregelt werden, daß neben dem ver-
antwortlichen Bibliotheksdirektor eine kollegiale Leitung
ier Bibliotheksoberräte und Bibliotheksräte vorgesehen wird
Der Senat bildet eine Bibliothekskommission. Diese Kommis-
sion entscheidet über die grundsätzlichen Fragen der Lite-
raturanschaffungen und über die jeder Fachrichtung zustehen-
den Gelder. Der Bibliotheksdirektor ünd sein Stellverfitre-
ter gehören der Kommission als ständige Mitglieder an.
Der Bibliotheksdirektor, beziehungsweise sein Stellvertre-
ter, wirkt auch in allen sonstigen Organen und Ausschüssen
der Universität in Angelegenheiten mit, die das Bibliotheks-
wesen berühren.
ALL - =2 A—.
1, Vorschläs Prof, Dr, Koschlis
Das Bibliothekssystem der Universität Stuttgart
Die Bibliotheken der Universität bilden ein Gesamtsystem
mit dem Ziel einer zweckmäßigen Literaturversorgung der
Universität,
Der Senat bestellt eine Bibliothekskommission. Die Mitglie-
der werden auf drei Jahre gewählt; Wiederwahl ist zulässig.
Die Bibliothekskommission erarbeitet die Grundsätze und ent-
scheidet über Grundfragen der Literaturversorgung und der
Struktur des Bibliothekssystems. Bei Meinungsverschiedenheit




Zuständig für die Durchführung der Entscheidungen der Bi-
bliothekskommission und für die fachgerechte Verwaltung der
Bibliotheken ist der Bibliotheksdirektor der Universität,
Der Bibliotheksdirektor der Universität und sein ständiger
Stellvertreter sind kraft Amtes Mitglieder der Bibliotheks-
kommission,.
Der Bibliotheksdirektor ist von allen Organen und Ausschüssen
der Universität in Angelegenheiten, die das Bibliothekswesen
berühren —- im Großen Senat und im Senat mit Stimmrecht - zu-
zuziehen. Ihm ist ferner auf seinen Antrag Gelegenheit zum
Vortrag zu geben.
”) Die Fachreferenten der Universitätsbibliothek gehören den
Fachbereichen an, für die sie zuständig sind, Ihre Aufgabe
ist es, die Zusammenarbeit innerhalb des Bibliothekssystems
zu fördern; auf ihren Antrag ist ihnen Gelegenheit zum Vor-
traz zu geben.
2. Vorschlag Prof. Dr. Koschlig
Die Bibliotheken der Universität bilden ein Gesamtsystem
mit dem Ziel einer zweckmäßigen Literaturversorgung der Uni-
versität, Der Direktor der Universitätsbibliothek leitet
das Bibliothekssystem der Universität im Rahmen ihrer Sta-
tuten. /
In einer Bibliothekskommission werden die grundsätzlichen
Fragen der Literaturversorgung der Universität und die Ko-
ordinierunz des Bibliothekswesens gemeinsam beraten. Der Bi-
bliotheksdirektor und seinStellvertreter gehören der Kom-
mission als ständige Mitglieder an.
Der Bibliotheksdirektor wirkt auch in allen sonstigen Or-
ganen und Ausschüssen der Universität in Angelegenheiten
mit, die das Bibliothekswesen berühren.
Bei den laufenden Geschäften, besonders bei der Vermehrung
der Buchbestände in allen Bibliotheken, wirken Vertreter











$ 1 Aufgabe der Universität
(1) Die Universität Stuttgart (TH) fördert die wissenschaft-
liche Erkenntnis durch Forschung und Lehre,
(2) Im Rahmen dieser Aufgaben fördert sie die Fähigkeit der
Studenten zu Kritischem und selbständigem Denken und
bereitet so auf Tätigkeiten vor, für die ein wissen-
gchaftliches Studium vorgeschrieben oder nützlich ist.
Sie nimmt sich der wissenschaftlichen Fortbildung
Berufstätiger an und sorgt für die Weiterbildung aller
ihrer Angehörigen.
(3) Sie fördert die freie Verbreitung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse in der Geselischaft, Sie pflegt die nationale
und internationale wissenschaftliche Zusammenarbeit.
(4) Im Bahmen dieser Aufgaben obliegt der Universität auch





Der in der 3. Sitzung der GOV gebildete Ausschuß,
bestehend aus den Herren Bach (federführend), Addicks,
Bertram, Stute und Wagner unter Teilnahme von Herrn Karr -
merer, kam zu dem Ergebnis, daß unter folgenden Voraus-
setzungen die Präsidialverfassung eine echte Alternative
zur Rektoratsverfassung darstellen und dann wohl vorzu-
ziehen sein könnte:
Die Wahl muß endgültig durch den Großen Senat er-
folgen. Gewählt werden können auch Persönlichkeiten
die nicht Hochschullehrer sind.
DD, Die Amtszeit beträgt 8 Jahre, Wiederwahl ist möglch.
War der Präsident vor der Wahl Hochschullehrer, dann
bleibt er beamten- und besoldungsrechtlich Hochschuli-
lehrer, darf aber sein Amt als Hochschullehrer ncht
ausüben.
War der Präsident vor der Wahl nicht Hochschullehrer,
wird er Beamter auf Zeit mit Versorgungsmöglichkeit
entsprechend der für die Bürgermeister und Landräte
geltenden Regelung. Seine Bezüge sind nach der Besol-
dungsgruppe B 10 zu bemessen.
War der Präsident vor der Wahl Hochschullehrer, dann
erhält er vom Amtsantritt an die höchsten Bezüge, die
ein Hochschulllehrer nach der Bes.-Gr. AH 4 einschlien-
lich der höchsten Unterrichtsgeldpauschale erhalten
kann.
Or
) Der Präsident kann mit 6%” 7 -zehrheit von 2/3 der
gesetzlichen Mitgliederzahl des Großen Senats ab-
berufen werden. |
Der Präsident wird in seirfr
Vizepräsidenten unterstützt.
Führung von X m
Der erste Vizepräsident v&gt;” St den Pr“nidenten in
akademischen Angelegenheiten, Er muß Hochschullehrer
sein. Er wird vom Großen Senmat auf die Dauer von
2 Jahren gewählt. Während seiner Amtszeit ist er vom
Lehrverpflichtungen befreit. Die Unterricht“nauschale
bleibt erhalten.
Der zweite Vizepräsident vertritt den Präsidenten 4m
Personal- und Wirtschaftsangelegenheiten. Er ist Sach-
bearbeiter des Haushalts. Er muß die Befähigung zus
Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienst habea.
Er wird vom Großen Senat auf die Dauer von 8 Jahrem ge-
wählt. Er ist Beamter auf Zeit. Wiederwahl ist möglich.
Das Zusammenwirken des Präsidenten mit den zwei Vise-
präsidenten wird durch eine Geschäftsordnung geregelt,





Die GOV hat im ihrer 3. Sitzung einen Ausschuß ge-
bildet, der die Änderumg der Wahlordnung und andere
Novellierungsvorschläge überlegen soll. Ihm gehören
an: Herr Hofmann, Herr Kanmerer, Herr Spanka.
Dieser Ausschuß legt der GOV die nachstehend aufge-





S h4 Abs. 3 _HSchG
ist zu streichen und wie folgt neu zu formulieren?
Die Haushaltmittel werden den Universitäten durch
den Staatshaushaltplan des Landes Baden-Württemberg
jährlich global zugewiesen. '
Begründung:
Erst dadurch würden die Universitäten das in der Ver-
fassung vorgesehene Selbstverwaltumgsrecht erhalten.
Sie könnten die Mittel so einsetzen, wie dies die tat-
sächlichen Bedürfnisse von Lehre und Ferschung erfor-
dern.
S 4 Abs. ;
ist zu streichen und wie felgt neu zu Formulieren;
Die an den Universitäten tätigen Beamten stehen in
einem unmitt2}) 77 “Utnis zum Land
Baden-Württemberg. Die Arsostollten und Arbeiter
stehen in einem Dienstverhältnis zu den Univer-
sitäten als Körperschaften dez öffentlichen Rechts.‘
Begründung:
X
Dadurch wären die Univer:: ten künf“ig Tarifpart-
ner für die Angestellten und Arbeiter. Es könnte da-
durch erreicht werden, daß solche Gehälter und Löhne
gezahlt werden können, die eine Konkurrenz mit der
Industrie zulassen. Die Universitäten sind durch die
starren Tarifverträge für den gesamten öffentlichen
Dienst an der Gewinnung qual’f*-ierter, technischer
Kräfte gehindert.
S 6 _Abs. 2 Satz 2
jst zu streichen. Dies ergibt sich aus der umseitig
genannten Änderung des $ 4 Abs.
In S 10 Abs. 1
sollte die Ziff. 5 gectrichen werden. Dadurch würde
der Große Senat den Charakter eines Aufsichtsorganes
erhalten. Die Stellung des Senats würde gestärkt.
&gt;
6
In S$ 10 Abs._2
sind als Mitglieder des Großen Senats alle Universi-
tätslehrer ($ 16 Abs. 1 HSchG) sowie Vertreter der
Angehörigen des Lehrkörpers nach &amp; 16 Abs. 2, Vertre-
ter der Studentenschaft und des technischen und Ver-
waltungspersonals in einer der bisherigen Regelung
entsprechenden Zahl vorzusehen.
S 410 Ab- 2 latzter Absatz
at KR «tzles zu streichen
In S$ 10 Abs. 3
ist Satz 2 zu st. ichen. Das Wahlverfahren für den
GCraßen Sana*t m &amp; 1a XNm DC BE Bun deardnunr IL überlass en -
Das umständliche Verfahren des 5 66 H£chG für





ist wen mahen, daß die Sitzur
hochschv!” fentlich sind.
-— des Großen Se-
A
ist 6 “imngehoend zu er Änrap, daß auch die Vertre-
ter des technischen und Verwaltungspersenals eben-











5)'Je 1 Vertreter der Mitglieder des® Lehrkörpers




ist der letzte Satz wie folgt zu ändern:




ist ersatzlos zu streichen. Die entsprechenden Vor-
schriften sind in der Grundordnung oder in Geschäfts-
ordnungen der Organe der Universitäten zu regeln.
13. In S 16 Abs. 2
ist folgender Satz einzufügen!
‘Die Grunmderdnung kann bestimmen, daß andere Per-
sonen, die hauptamtlich an der Universität tätig
sind, zum Personenkreis der Ziff. 4 hinzutreten.'
El
i4. SS 28 Abs. 2
sollte so geändert werden, daß die Ernennung zum
außerplanmäßigen Professor durch die Universität
selbst erfolgen kann. Dasselbe wird vorgeschlagen
für die Erlaubnis der Weiterführung dieser Bezeich-
nung nach dem Ausscheiden aus der Universität.
17 «S$_ 29Abs.und
sollte ogeändertw rd n,daßieUniv rsitätPrivat-
dozenten zuUniversitätsdozentenunda ß rplanmäßigen
Professoren ernennenundtla enka n.
16. $_32







sollte durch folgenden Abs. 2 ergänzt werden:
"Zum Akademischen Rat darf nur ernannt werden, wer
1) ein abgeschlossenes Hochschulstudium besitzt und
2) sich in einer 4jährigen Tätigkeit nach Abschluß
des Hochschulstudiums bewährt hat-
Von dem Erfordernis der Probezeit kann ganz oder teil-
weise abgesehen werden. '
Begründung:
Die bisherigen Lauf bahnv: &gt;. °rirten für die AkcdXmischen
Räte sind unzulänglich.
S 36_Abs. 2
Hier &amp;a11+t+a allein die Un. var;ität dafür zuständig sein
im Einzelfall oder für bestimmte Fachgebiete allgs-
nein zu bestimmen, daß anstelle der Promotion eine
andere akademische oder staatliche Prüfung als Vor-
aussetzung für die Ernennung zum wissenschaftlichen
Assistenten ausreichend ist.
AA
sollte anstelle des Kultusmin- “teriums die Universi-
tät selbst über Ausnahmen von dem Erfordernis der Ha-





&amp; 42 Abs. 2
‚ollte wie folgt geändert werden?
'Hie Universitäten können bestimmen, ob und in welchem
Umfang vor der Aufnahme des Universitätsstudiums eine
diesem dienende praktische Tätigkeit abzuleisten ist.‘
&amp;s ist nicht einzusehen, warum hier eine Rechtsverord-
Aug des Kultusministeriums notwendig ist.
Ws: 23S ha.
sollte dahingehend geändert werden, daß anstelle des
Kultusministeriums die Universität allein diese Ent-
scheidung treffen kann (Einführung der zeitweisen Zu-
Lassunmgsbeschränkung) -
S_A3 Abs. 2 Ziff. h4 letzter Satz
sollte in der Weise geändert werden, daß unter dem dort
angesprochenen einmaligen Wechsel des Studiengangs nur
der Fall verstanden wird, daß jemand zwei Studiengänge
ganz durchlaufen hat und dies jeweils erfolglos.
In $ 51
sollen die Sätze 2 und 3, wonach zur Festsetzung der
Studentenschaftsbeiträge die Zustimmung des Senats, gg£-
des Kultusministeriums erforderlich ist, gestrichen wer-
Aen. Es handelt sich dabei um eine Selbstrverwaltunrsan-
Am
P
gelegenheit der St" “schaft.
23 In $_55 Abs. 1
ist zu streichen:
‘Innerhalb oder außerhalb des Univergit“*sbereichs.*
Außerdem soll der Buchstabe £) (Ausschluß vom Stu-
dium an allen wissenschaftlichen Hochschulen des Lan-
des) gestrichen werden.
2, S_55_Abs,. 4 iatzter Satz
soll gestrichen werden. Hier ist nicht einzusehen,
warum die Verfahrensordnung für die Disziplinarbehör-
den der Genehmigung durch das Kultusministerium bedarf
25. S_62
soll ersatzlos gestrichen werden. Dies ist eine erheb-
liche Einschränkung des Selbstverwaltungsrechts der Uni-
versitäten.
26. 5_63 ;
soll gestrichen und durch folgende Vorschrift ersetzt
werden:
'Die Aufsicht des Kulturmi-"- +eriums beschränkt sich da-
rauf, die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung sicherzustellen
(Rechtsaufsicht). _
Begründung?
Wenn den Hochschulen ein Global-Haushalt zugewiesen wird.
was zur Erfüllung ihres Selbstverwaltungsrechts notwendig
ist, dann ist keine Berechtigung mehr dafür vorhanden,
daß das Kultusministerium”in Einzelfragen in die Hochschu-
len hinein regieren kann. Das Kultusministerium hat sich
auf die Rechtsaufsicht, d. h. darauf, ob die Hochschule
entsprechend den staatlichen Gesetzen und Vorschriften
handelt, zu beschränken. :
27. InS 65
ist die Möglichkeit der Fachaufsicht zu streichen
(vgl. Änderunrsvorschlag zu $ 63).
28. In S 67
ist vorzusehen, daß Beginn und Ende der Vorlesungs-
zeiten nicht nur im Benehmen mit den Universitäten,





Akademische Rechte und Pflichten
Diesem von der GOV einge. .. on Ausschuß gehören an
iie Herren: Götz (federführend), Bertram, Spanka, Stute
Volkmann, Kammerer. Der Ausschuß schlägt über das, Was
bereits in den 1. Entwurf aufgenommen wurde, folgendes
vor:
5 51 als Abs._2 einfügen:
(2) Die Universitätslehrer können von der Fakultät u.a.
verpflichtet werden, im Rahmen des Studienplanes Lehr -
veranstaltungen durchzuführen. Sie haben das Recht
darüber hinaus, weitere Lehrveranstaltungen abzuhalten.
S 51 Abs. 4 (jetzt Abs. 5) soll wie folgt beginnen:
(5) Die Mitglieder des Lehrkörpers nach $ 50 Abs. 1
Nr. 1 und 2 sowie Abs. 2 Nr. 1-4 haben das Recht, Prü-
fungen in den Fächern durchzuführen, in denen sie selbst
ständige Lehrveranstaltungen abhalten. Die übrigen Mit-
glieder des Lehrkörpers können von der Fakultät das Hecht
zu prüfen, verliehen bekommen. Beamtete Universitätsleh-
rer (Wie bisher).
LEHRSTUHL FÜR STAHLBAU UND HOLZBAU





















Mein Schreiben vom 29.11.
Untergliederung der Abteilv-
Vermessungswesen ins
"Ständige Einheiten für Forschr-
7
74vr Fr
ae a a a hd —— A
Z
2.
Sehr geehrter Herr Kollege!
Als günstigster Termin für die Vorbesprechung hat sich die Zeit
kurz vor der nächsten Sitzung des Großen Sarm=ta ergeben.
Ich bitte Sie daher,
am Mittwoch, den 11.12.1968 um :.l,co Uhr
zu dieser angeregten Vorbasprechung in das Pekpitägarn/ 3
kommen
Herr Kollege Umlauf hat sich bereit erklärt, kurz über die
Gründe zu berichten, welche die Fachrichtungen Verkehr, Wasser,
Raumordnung und Geodäsie zu den drei Vorschlägen führten, die
ich Ihnen mit meinem Rundschreiben vom 29,v.Mts. überreicht habe,
Auf Seite 1 dieser Vorschläge habe ich bei Vorschlag I im Fach-
bereich “Verkehr, Wasser, Raumordnung, Geodäsie” Herrn GCiesecke
vergessen, und ich bitte Sie, diesen Namen noch nachzutracgen,
Mit (ee BegrüßungSE Korte &gt;


















Betr: Untergliederung der Abteilung Bauinmenieur- und
Vermessungswesen in
”Ständige Einheiten für Forschung und Lehre”
seh” -—Ahrter Herr Kollege]
A
3
Die Kollegen der Vertiefungsrichtung Wasser und Verkehr haben auf
Anregung von Herrn Schlums in einer Besprechung die Möglichkeiten
der Aufteilung dieser beiden Vertiefungsrichtungen in Fachbereiche
erörtert und dabei die auf Anlage Seite 1 und 2 zusammengestellten
Vorschläge I, II und XIX erarbeitet, die als Grundlage für die Be-
ratung in der nächsten Abteilungssitzung dienen sollebei welcher
endgültig die Aufteilung unserer Abteilung in Fachbereiche beschlos-
sen werden soll,
Der Herr Abteilungsleiter hat daraufhin angeregt, daß ich als Senior
des Fachbereiches Konstruktion im Bauingenieurwesen, eine Besprechung
der Kollegen dieses Fachbereiches einberufe, damit auch hierfür vor
der Abteilungssitzung alle Möclichkeiten des Beibel 7. = dieses
Fachbereiches bzw. seiner eventuellen Aufspaltung in “wei Einheiten
diskutiert werden können.
Zur Vorbereitung dieser Besprechung überreiche ich Ihnen auf Blatt
der Anlagen die theorotisch möglichen Aufspaltungen I, II und III
der Facheruppe)ir a) Einheiten.
a
Wie Sie daraus ersehen wollen, bringen die Möglichkeiten I und III
je eine Einheit mit nur 4 bzw. 2 Angehörigen dieses Lehrkörpers,
sie dürfte aus diesem Grunde wohl aus der weiteren Betrachtung aus-
scheiden.
Die Möglich"ait II bringt zwar zwei gleichgroße Einheiten mit je
7 Angehörigen des Lehrkörpers, ich halte jedoch die dabei vorgenom-




Insgesamt komme ich persönlich auf Grund dieser Überlegungen zu dem
Schluß- daß das Zusammenbleiben des Fachbereiches Konstruktion in
einerEinheit wohl die sinnvollste Lösung darstellt. Dabei ist noch
zu bedanken. daß die Zahl der Angehörigen dieser Fachgruppe sich in
den nächsten Jahren verringern wird, durch Ausscheiden des Herrn
Eyner aus Altersgründen und die Möglichkeit der Berufung der Herren
Müller und Vooel an andere Hochschulen,
Nach Ermittlung eines allen Kollegen passenden Termins werde ich






UNTergiiederungder teiiung Bauingenieur- AN
Vermessungswesen din:




































































































































































Dieses BlattKeine "Sprenkung" der Versammlung
Sechs Studenten, sechs Mittelbau-Vertreter
und vierzehn Ordinarien halten nun schon seit
jem 20, Juni Sitzungen ab. Wie das Hochschul-
gesetz es befiehlt, beraten und beschließen
sie die neue Grundordnung der Universität
Stuttgart. Sie trafen sich in dreizehn meist
ganztägigen Sitzungen sowie an zwei turbu-
lenten Hearings der FKochschulöffentlichkeit
und produzierten gut zwei Pfund Protokolle
nd Textvorschläge, Jedes Wort der Versammel-
ben wurde auf” Magnetband festgehalten, Die
Protokolle sind hei der Eochschulverwaltung
einzusehen; die Textvorschläge sind dort
zu erhalten,
Die ersten Sitzungen waren - nichtöffentlich =
im Kochschulbereich Vaihingen abgehalten worden.
An sonnigen Sommertagen suchten die verschie-
Aenen Grunpen eine gemeinsame Basis zu finden,
etwas Vertrauen zueinander zu fassen, Bald
DD... man daran, Textvorschläge zu formulieren,
iie, Streng an den Paragraphen des Hochschul-
vesetzes orientiert, als Vorlase für drei
formelle Lesungen dienen sollten.
Den Versammelten schien anfänglich die HKoch-
schulöffentlichkeit nicht Aienlich zu sein,
Jas zarte Pflänzchen einer ersten Überein-
xunft sollte von den Herbststürmen öffent-
licher volitischer Auseinandersetzungen ver=
schont bleiben, Eine etwas kurzsichtige Ent-
scheidung, so kann man heute vermuten, Wie
sollten sich denn die Mitglieder der Uni-
versität auf die zu erwartenden Änderungen
ainstellen, wenn sie deren Entstehen nicht
„on Anfang an beobachten und mit beein-
flussen können? Die Öffentlichkeit wurde
jJeshalb auf studentisches Drängen schon
sei der letzten Sitzung im Pfaffenwald
nergestellt.
Mit gemischten Gefühlen übergab dann die
Versammlung allzu kurz vor dem ersten
Yearing der Hochschulöffentlichkeit einen
|. Entwurf der Grundordnung, Er war zum
"e1il von der Versammlung selbst formu-
are, zum Teil von Regierungsdirektoramrmerer allein vorbereitet worden.
Jer Sturm brach los = in aller Öffent-
lichkeit, im gut besetzten großen Tief-
aörsaal. Während der ersten Veranstaltung
bdedeuteten die anwesenden Ordinarien,
speziell von der Fakultät 3, ihren auf
dem Podium sitzenden Kollegen in maß-
voller, feiner Wortwahl ihr Mißfallen
an den bisherigen Vorschlägen, Kaum
eine reformerische Vorstellung der GOV
blieb ungeschoren, Studenten bei Be-
rufungen: Unvorstellbar! Assistenten-
mitverantwortung im Institut: Grenzt
3as nicht an Bolschewisierung?
Jaren die Ordinaftie unter sich, ging es
ähnlich vornehm zu, Fakultät 1 faßte mit
jiberwältigender Mehrheit einen Beschluß,
auch Meinungsb*ld genannt, gegen die Mei-
nung zweier ihrer GOV-Mitglieder, Dekan
Nitschke, GOV-Mitglied, stellte deshalb
sein Amt zur Diskussion.
Auch die Studenten waren hellhörig gewor=-
jen, Endlich fand sich das Studentenpar-
lament zu einer Diskussion über. die Grund-
ordnung bereit, Politische Studentengruppen
äiskutierten die Entwürfe, War es überhaupt
möglich, in Stuttgart zu Reformen zu kommexy
Aie eine neue Machtverteilung an der Uni«-
versitä+ brachten? Wie kann ein demokratise*
wird im Auftrag der Grundordnungsversammlung
herausgegeben, Es wird in loser Folge erschei-
nen, Es strebt eine weitergehende Information
Aäer Hochschulangehörigen über die Pefornm der
Universität Stuttgart an. Die bisherigen In-
Formationen, Protokolle und KHearings brachten
nur beschränkte Ergebnisse, In diesen Blatt
sollen unter Verantwortung der jeweiligzen
Verfasser Berichte von den Versammlungen
gegeben werden. Außerdem sollen einzelne
Probleme der Hochschulreform und der Grund-
ordnung diskutiert werden. Die Argunmentatilo-
nen, die zu bestimmten Entscheidungen führen,
sollen erkennbar sein, Es. ist beabsichtizt,
auch Leserzuschriften zu veröffentlichen,
funktionierendes Modell für die Massenuni-
versität der Zukunft aussehen? Var es über-
haupt richtig, Sich auf ein Mitwirken an der
30V einzulassen, nachdem man das Hochschul-
vresetz abgelehnt hatte?
Beim zweiten Hearing waren dann aie Kommili-
tonen von HSU, LSD und SDS vorbereitet, Aus
Tübingen waren extra drei wortgewaltize Ge-
nossen zugereist, as sle sagten, brachte
manches Mitglied der GOV zun Verstumnmen;
wie sie's sagten, ließ manchen Ordinarius
betreten schweigen, Das Publikum stimmte an
Ende der Veranstaltung ab, Es war nit der bis-
herigen Arbeit der GOV nicht zufrieden,
Das Studentenparlanment verlanzte die
Verschiebung der’ geplanten 1, Lesung,
eine erneute Diskussion über die Grund-
lagen und die Entwicklung eines eigenen
Reformkonzepts durch die Hochschulöffent-
lichkeit unabhängig vom Hochschulgesetz,
Der SDS stellte ein Ultimatunm und forderte
im Flureblatt: "Sprenkt die GOV!"
Für den 22. November, 9 Uhr 8, t., Senats-
saal, war trotzdem zur 1, Lesung hochschul-
Sffentlich eingeladen worden, Dort trafen
sich die Mitglieder der Versammlungz mit
dem unguten Gefühl, zwischen allen Stühlen
zu sitzen, Mehrere hundert Mochschulangze-
hörige waren gekommen, Vielleicht war doch
eine Sprengung der Versammlung geplant, da
wollte man gerne dabei sein, Um €s gleich
zu sagen: Es kam nicht dazn, Der Druekfehler
war beabsichfigt zewesen.
Der Rektor mußte zwar Zwischenrufern öfters
mit dem Hausrecht drohen; sogar ein Ordinariu:
nützte die Gelemenheit, eine Rede’ aus dem Pu-
blikum an die GOV zu halten, un verwarnt zu
werden. Pressevertreter wurden aus dem Saal
gewiesen, (Dies wird nach neuem Beschluß nun
nicht mehr vassieren.)
Währenddessen tasteten sich die Beteilimten
der Versammlung an ihr schwierignstes Problen
heran, Ordinarien fragten sich, ob die “tu-
Adentenvertreter überhaupt zu weiteren D3eratun-
ren bereit sind, Studenten fragten sich, ob
Aie Ordinarien denn auch notfalls gegen die
Mehrhe*t ihrer: konservativen Kollegen Zu
Reformen bereit sind, Ob sie denn bereit sind,
sich auch gegen Kultusminister und Landtag zu
stellen, d, h, auch Dinge in die Crundoränunm
zu schreiben, die vom Hochschulgesetz nicht =
deckt sind.
Doch die Studenten zozen nicht aus, Auf der
anderen Seite wurde ein Antrag, Nur im Pahmen
äes HXochschulgesetzes eine Grundordnung zu
erstellen, durch überwältizende S+immenthaltung
abzelehnt. Ein neuer Ausschuß für Movellierungs-
vorschlöäöge zum KHochschulgesetz wurde gebildet,
Ihm wurde aufgetragen, auch mit anderen, Uni-
versit“ten Kontakt aufzunehmen, Die 1. Lesung
wurde nicht. begonnen. Weitere Diskussions-
veranstaltungen in der Hochsechulöffentlichkeit
wurden beschlossen, voraussichtlich an 5, und
13, Dezember.
Gegen 16 Uhr melang es dann, in die Tamesord-
nung einzutreten, Verschieiene Ausschüsse be-
richteten bis zum Samstag nachmittag,
Der alte Novellierungsausschuß;
machte hauptsächlich Vorschläge für die
Stärkung der Universitätsselbstverwaltung
zegen' die staatliche Aufsicht, Das techni-
sche und Verwaltungspersonal soll an der
telbstverwaltung beteiligt werden, Das D1is-
ziplinarrecht soll entschärft werden.
Ausschuß für akademische Rechte und Pflichten:
"Universitätslehrer können verpflichtet werden,
im Rahmen der Studienpläne Lehrveranstaltungen
Zurchzuführen." Dem Ausschuß wurden neue Aufzaben
übertragen.
Ausschuß Präsidialverfassung:
Fr‘ forderte die Wahl des Pr#sidenten ohne Mit-
wirkung des Kultusministers, Eine angemessene
Besoldung stellte ein besonderes Problem dar,
da der Landtag kaum ein Gehalt genehmigen wird,
das höher als das des Ministerpräsidenten ist,
Tut er dies nicht, wird kaum ein Ordinarius
bereit sein, Präsidert zu werden,
Bibliotheksausschuß:
Der Pibliotheksdirektor und. sein Stellver-
treter sollen eingeladen werden,
Präanmbelausschuß, Aufgaben der Universität:
Die wissenschaftliche Fortbildung Berufstätiger
und. die Veiterbildung aller Universitätsange-
hörigen (bis zur Sekretärin) soll 1in Zukunft
auch Aufgabe der Universität sein, Die Uni-
versität soll die freie Verbreitunm wissen-
schaftlicher Erkenntnisse in der Cesellschaft
fördern. - Die GCOV war der Meinung, da® die
politische Verantwortung der Universität und
ihrer Mitglieder noch formuliert werden müßte.
Jedermann ist um Vorschläge hierzu zebeten.
Der Ausschuß Studentenwerk
wartet auf die Ansichten des Vorstands des
Studentenwerkes.
Nach diesen Berichten an Samstag nachmittag
yurden mit vielen Fragen und Anmerkungen die
Vorschläge von Herrn Kammerer über die Perso-
nalstruktur vorgetragen. (Wie zum Beispiel
wäre es zu erreichen, daß die von der Deut-
schen Forschungsgemeinschaft bezahlten Uni-
versitätsangehörigen in Zukunft mitbestimmen
können?)
Nachdem es nicht gelang zu definieren,
wann ein Professor sich seiner
“Stellung als Universitätslehrer unwürdig
erweist", vertagte |sich die Versammlung
gegen 17 Uhr. Das Mißtrauen N
zegen Formulierungen des: Hochschulgesetses war
gr”rer geworden, Die interessierte Hochsehul-
öffentlichkeit bestand zu diesem Zeitpunkt noch
aus einer. Person.
Yalter Häcker
Statt 1. Lesung lanze Grundsatzdebatten
Eins war gleich zu Beginn der Sitzung
der Grundordnungsversammlung. am Freitaz
morgen deutlich: Das Arbeitsklima hat
zich verschlechtert, Nachdem die Grund-
ordnungsversammlung im Juni auf-
erund des Hochschulgesetzes gewählt _
worden war und in zahlreichen Sitzungen
versucht hatte, die ihr von Cesetzgeber
gestellte Aufgabe zu erfüllen, war es
jetzt vlötzlich einigen Mitgliedern
nicht mehr klar, welche Aufmabe sie
mit dieser Wahl übernommen haben, So
kam es dann zu einem Wechsel von den
konkreten Sachframen ins Grundsätzliche,
und die meisten Stunden des ‚Tages ver-
gingen in einer nicht enden wollenden
Prinzipiendebatte,.
Das neue Schlamwort hieß Novellierung,
Ykhrend schon früher vereinbart worden
war, daß die GOV neben einer gesetzes-
konformen Grundoränung auch Movellierunzs-
vorschläge für das Kochschulgesetz erar-
beiten wollte, wurde nunmehr von studenti-
scher Seite die Forderung erhoben, daf der
Fntwurf von vornherein sich von der 2indun”
an das zur Zeit gültige Kochschulmesetz 1Ö-
sen solle. Lang und breit würde im Vider-
streit der Meinungen darüber diskutiert,
ob somit die NovellierungsvorschlZge an-
stelle oder neben einer auf diem Gesetz
basierenden Crundordnung erarbeitet werden |
sollten, und es fehlte nicht an geistreicher
zeitraubenden Erörterungen über zahlreiche
Nuarcen dieses Problems, Zwar Zußerter 1m
Verlauf der Debatte eine Peihe von Vertreter
der Professorenschaft und des Mittelbaus ihr
Verwunderung über diesen neuerlichen Cesinrn'
wandel bei einzelnen Mitgliedern, Bei aller
reitschaft, an Novellierunssvorschl&amp;gzen mit:
wirken, gaben viele Redner ihrer Überzeugur
Ausdruck, daß es nach wie vor der Auftram 7&lt;
GCV sel, eine .Grundorädnung Im Pahmen des Yoc
schulgesetzes zuerstellen,Alsichjedoch
vielen Stundenersuchte,ü i eF ststellun




dem Gestrüppzahl eich rch#ftsoräinungzser
träge, FormulierunzswünscheundiAus inar
setzungen überIn rpr tationsmöglicnkeiter.
hängengeblieben, Alsiena m tlichebstir
schließlich dochnzustandekam,erzab n
vierzehn Stimme thaltungen(d elautG sch”
ordnung alsGeme stimmenzZhl ),d eiN irn-
Stimmen undnurachtJa-Stimmen,Dochist"7
ses Ergebnis,wieind nmünAlichenkläru
zum Ausdruckka ,mehra fwo lwollende’Püc:
sichtnahme alsufdentatsäc lichenStande”
der einzelnenMitgliederzu ückzuführen,




daher überflüssimhi lten,Noff ntlich
wird dieitereEntwicklungbew s n,
daß erin.derT tüberflüssinswar.
®
Eine 1, Lesung, wie sie ursprünglich vor-
gesehen war, kam unter Aiesen Umständen
nicht zustande, Chnehin sins6 noch “anche
Teile des Entwurfs zuver im Plenum zu be-
sprechen, Zis zum Abschluß des ranzen Verke
wire noch sehr viel Ceduli un® Nervenkraft
erforderlich sein, Die Sereitschaft dazu
darf wohl trotz zewesener Schwierigkeiten
bei allen Mitgliedern der COV unterstellt
werden.
Prof, Dr.-3,Volkmann
Aus dem Presse-Kommuniague vom 23. November 19€
“Der in der Presse vorab erschienene Bericht, w
nach die erste Lösung des Entwurfs zu einer ne
en Grundordnung stattgefunden habe, ist durch
dieses Kommuniqgue korrigiert.”
